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5. V II. 17 
IV  Z R 121/15
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11. V II. 17 
X Z B  2/17
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12. V II. 17 
X I I  Z R  26/16

19.
13. V II. 17 
V Z B  186/15

a) § 213 W G  steht der Z ulässigkeit so  genannter allgem einer 
Schw eigepflichtentbindungen nicht entgegen. D er Versicherer 
darf im Rahm en seiner Leistungsprüfung dem  Versicherten 
die Erteilung einer solchen Erklärung aber regelmäßig nicht 
abverlangen .
b) Auch nach Inkrafttreten des § 213 W G  ist in Fällen der
D atenerhebung ohne ausreichende Rechtsgrundlage, in sbe­
sondere bei N ichtbeachtung der Vorgaben des § 213 A bs. 2 
Satz  2, A bs. 3 und 4 W G ,  sachlich-rechtlich zu prüfen, ob  der 
Versicherer nach § 242 B G B  gehindert ist, sich au f die E rgeb ­
nisse seiner Erm ittlungen zu berufen und insbesondere darauf 
gestützt von dem  G estaltungsrecht der A rglistanfcchtung G e ­
brauch zu machen...................................................................................  200

a) O b  sich der L izen zsucher innerhalb eines angem essenen 
Zeitraum es erfo lg los bem üht hat, vom  Patentinhaber die Z u ­
stim m ung zu r Benutzung der Erfindung zu  angem essenen 
geschäftsüblichen Bedingungen zu erhalten, ist anhand der 
U m stände des jew eiligen Einzelfalls zu beurteilen.
b) E in  öffentliches Interesse an der Erteilung einer Z w angs­
lizenz fü r einen pharm azeutischen W irkstoff kann auch dann 
bestehen, wenn nur eine relativ kleine G ruppe von Patienten 
betroffen ist. D ies gilt insbesondere dann, wenn diese G ru ppe 
einer besonders hohen G efährdung ausgesetzt wäre, wenn das 
in Rede stehende M edikam ent nicht mehr verfügbar wäre.
c) E in  zögerliches Verhalten des Lizenzsuchers ist bei der 
nach § 85 A bs. 1 P atG  erforderlichen Interessenabw ägung zu 
berücksichtigen. E in  solches Verhalten spricht aber nicht ohne 
weiteres gegen das Vorliegen eines öffentlichen Interesses.
d) D er Erlass einer einstweiligen Verfügung nach § 85 A bs. 1
PatG  bedarf nicht zusätzlich der in § 935 oder § 940 Z P O  nor­
mierten Voraussetzungen. (»R altegrav ir«)....................................  214

Bei fehlender Identität zw ischen Vermieter und Veräußerer ist 
§ 566 A bs. 1 B G B  entsprechend anwendbar, wenn die Verm ie­
tung des veräußerten G run dstücks m it Zustim m ung und im 
alleinigen wirtschaftlichen Interesse des E igentüm ers erfolgt 
und der Verm ieter kein eigenes Interesse am Fortbestand des 
M ietverhältnisses hat.............................................................................  236

a) Ein  mit der Bestellung eines Erbbaurechts verfolgter 
Zw eck im Sinne des § 7 A bs. 1 Satz 1 E rb b au R G  kann auch 
die Erzielung eines w ertgesichcrten Erbbauzinses sein.
b) Ist  bei der Zw angsversteigerung eines Erbbaurechts der
M eistbietende nicht bereit, die im Erbbaurechtsvertrag ent­
haltene schuldrechtliche Verpflichtung des Erbbauberechtig­
ten zur A npassung des E rbbauzinses zu  übernehm en, kann 
der Grundstückseigentüm er seine Zustim m ung zur Erteilung 
des Zuschlags verweigern, wenn die Zw angsversteigerung 
nicht zum  Erlöschen einer Erbbauzinsreallast geführt hat......  250


